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Bedenklicher Monarchismus.
Von Zeit zu Zeit, ſo in Abſtänden von drei Wochen etwa,

ehrt die gutgeſinnte, auf ſtrengen Monarchismus geaichte Preſſe
den Kaiſer durch eine Leutſeligkeits-Anekdote. Gewöhn-
lich iſt ein gemeiner Soldat Objekt der nicht gerade durch
Originalität ausgezeichneten Erzählung zuweilen überraſcht der
Kaiſer den jungen Krieger mit dem Liebchen im Arm, zuweilen
prüft er deſſen Geiſtesgegenwart beim Poſtenſtehen oder bei
ſonſt einer dienſtlichen Gelegenheit. Hin und wieder iſt aber
auch ein Ziviliſt Gegenſtand der Leutſeligkeits-Anekdote. Wir
ſind ſo ſchreibt der Vorwärts in militäriſchen Dingen
zu wenig bewandert, uin wiſſen zu können, durch welche Mittel
man in der Armee das Anſehen des Monarchen hebt; ſo weit
aber der bunte Rock nicht in Frage kommt, fällt uns bei den
zum höheren Ruhme des Kaiſers zum beſten gegebenen Anek-
doten immer die Ungeſchicklichkeit des Arrangements auf.
Es iſt, als wollten die Verfertiger ſolcher Geſchichten das Zeit-
alter des alten Fritz auf ihre Weiſe kopieren und nicht vom
Weſen eines modern genannten Monarchen ein Bild geben.

Die neueſte in dieſer Art typiſche Kaiſeranekdote ſpielt auf
der Saalburg. Dort wird gerade im Beiſein Wilhelms II.
ein altrömiſches Horn gefunden. Der Kaiſer möchte hören,
welche Töne es von ſich giebt und da zufällig ein früherer
Militärtrompeter unter den Arbeitern iſt, wird dieſer von einem
Baurat Jacobi zum Blaſen herbeigerufen. Nachdem dann ge-
ſchildert worden, wie zuerſt der Arbeiter und dann der Kaiſer

ohne das Horn abzuwiſchen, wie berichtet wird vergeb-
lich verſucht hat, dem Jnſtrument Harmonien zu entlocken,
fährt die Erzählung wörtlich fort:

„Der Kaiſer gab das Horn an Herrn Baurat Jacobi zurück
und nkte dem Arbeiter eine Zigarre, die dieſer ſorgfältig
in ſeinem Kittel verbarg. „Willſt Du ſie nicht rauchen
fragte der Kaiſer. „Nein, Majeſtät.“ „Warum nicht

„Die heb' ich mir auf als Andenken, die muß ich meiner
Frau und meinen Kindern zeigen, Majeſtät.“ „So,“ er
widerte der Kaiſer, „da wird aber nichts draus, mein Junge;
die Zigarre ſteckſt Du Dir jetzt an hat einer der Herren

euer?“ (Das ganze Gefolge fährt in die Taſche, und ein
eneral entzündet ein Schwediſches, das er dem Arbeiter

reicht. „So, ſo, ſie brennt ja ganz ſchön, und hier haſt Du
eine zweite, die kannſt Du meinetwegen als Andenken auf-
bewahren.“ Sprach's und verabſchiedete ſich dankend von dem
Arbeitsmann.“
Jn dem mit zwei Zigarren beehrten Arbeiter in der Anek-

dote haben wir es mit einem gedienten Soldaten, mit einem
Mann mindeſtens Ende der Zwanziger zu thun. Er iſt, da
man wohl annehmen darf, daß er ſich die bürgerlichen Ehren-
rechte durch kein Verbrechen verſcherzt hat, Wähler zum Reichs
tag, zum Landtag und zur Gemeindekörperſchaft und genießt
ſonſt alle ſtaatsbürgerlichen Rechte, die den vor dem Geſetz
ausnahmslos gleichen und von Standesunterſchieden befreiten
Preußen ſo hübſch auf dem Papier ſerviert werden. Ferner
iſt der erwähnte Arbeiter Familienvater; er hat in dieſer Eigen-
ſchaft ſein gutes Stück Geld an Steuern, Zöllen und Ver-
brauchsabgaben zu zahlen und darf mithin von ſich ſagen, daß
es zu den Laſten des Staates zur Ernährung der Armee e.

ſolche bei ſich trägt, jedenfalls nicht befeſtigt werden.

ſein wohlgemeſſenes Teil beiträgt. Mit einem Wort, er hat
das vom Standpunkt der ſtaatserhaltenden Preſſe aus gar
nicht hoch genug einzuſchätzende Glück, Bürger des geeinten,freien Deutſchen Reiches zu ſein; und da es heute ſchwerlich

einen Arbeiter giebt, der nicht in Verſammlungen und durch
Zeitungen über ſeine ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten
unterrichtet wäre, ſo weiß er auch jedenfalls, was das zu be-
deuten hat.

Dieſen Mann nun läßt der Verfaſſer der Anekdote die Rolle
eines unerwachſenen Schuljungen ſpielen. Er ſteht ſtramm
vor dem Kaiſer und der Monarch, der ſeine Umgebung und
die andren in der Anekdote auftretenden Perſonen geziemender-
weiſe mit „Meine Herren“ und „Sie“ anredet, ſagt zu dem
ArbeiterStaatsbürger mit völlig unmotivierter Beharrlichkeit
„Du“. Der Kaiſer weiß ſchon vermöge ſeiner Gymnaſial-
bildung, wie er auch mit ſolchen Leuten, die nicht im Verhält
nis eines Lakaien zu ihm ſtehen, umzugehen hat, und unmög-
lich wird eine Unterhaltung zwiſchen ihm und einem Arbeiter
ſich daher in den vom Anekdotenſchreiber geſchilderten Formen
abgeſpielt haben. Wozu alſo das beharrliche Duzen in der
Anekdote? Heutigen Tages iſt in Deutſchland auch der ein-
fache Arbeiter, ſelbſt wenn er noch nicht das Glück gehabt hat,
durch die Sozialdemokratie belehrt zu ſein, in Bezug auf die
Behandlung ſeiner Perſon ebenſo empfindlich wie die Ange-
hörigen anderer Geſellſchaftsſchichten, und ebenſo wie dieſe fühlt
er ſich getroffen, wenn er, dazu noch zum Unterſchied von an-
deren Leuten, mit „Du“ angeredet wird. Zu gunſten des
Anekdotenſchreibers nehmen wir daher an, daß er nicht bedacht
hat, einen wie ſchlechten Dienſt er dem Monarchen und der
Monarchie leiſtete, als er in jener Geſchichte den Kaiſer jenen
Mann in der befremdlichen Weiſe anſprechen ließ. Wer als
Arbeiter die Geſchichte lieſt und ſie für bare Münze nimmt,
wird in ſeinen monarchiſchen Gefühlen, ſo weit er
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haben ja kein Jntereſſe an der Erhaltung dieſer Gefühle und
daher läßt uns die Anekdote an ſich überaus kühl. Wohl aber
glauben wir an ihrer Faſſung einmal zeigen zu müſſen, wie
ungeſchickt jene guten Leute ſind, die in monarchiſchen Purzel-
bäumen ſich jeden Tag überſchlagen, wie wenig ſie in ihren
plumpen Monarchenverherrlichungen den Ton der Volkstümlich-
keit zu treffen wiſſen.

Zum Zollkrieg.
Jn der Tarifkommiſſion wurden geſtern vormittag die

Poſitionen 270—-277 (Säuren) nach den Vorſchlägen der Re-
gierung erledigt.

Jn der Nachmittagsſitzung lehnte die Kommiſſion den An-
trag des Grafen Kanitz ab, auch am Sonntag und Mon-
tag Sitzungen abzuhalten. Graf Kanitz begründete ſeinen
Vorſchlag damit, daß er mit einer Pauſe von 2 bis 3 Tagen
nichts machen könne, da er kein Geſchäft habe, das er inzwiſchen
erledigen könne. Jhm bliebe alſo nichts anderes übrig, als in
Berlin „herum zu ſchwiemeln“. Erledigt wurden in der
Nachmittagsſitzung ſieben Tarifnummern und die Verhandlung
über Tarifnummer 285 (Soda) nicht zu Ende geführt. Durch-

a. w. W
hat, iſt darüber anderer Meinung.

weg wurden die Vorſchläge der Regierungsvorlage angenommen.
Auch der Zoll für Salz wurde in Höhe von 80 Pfennige be-
ſchloſſen. Bisher war Salz, von Sce eingehend, zollfrei.
Unterſtaatsſekretär Fiſcher erklärte: 1879 habe man einen
Zoll für das über Land eingehende Salz eingeführt, um der
öſtreichiſchen und franzöſiſchen Konkurrenz zu begegnen. Die
zollfreie Einfuhr von See habe man beſtehen laſſen, weil die
norddeutſchen Salinen nicht ausreichend Salz hätten liefern
können und Norddeutſchland deshalb auf engliſches Salz an-
gewieſen geweſen ſei. Jetzt lieferten die inländiſchen Salinen
genug Salz. So ſei kein Grund für die Begünſtigung desengliſchen Salzes mehr vorhanden. Die Kommiſſion beſchloß

auch die Einführung eines neuen Zolles in Höhe von 5 M.
für Hirſchhornſalz, obwohl ſeitens der Sozialdemokraten darauf
hingewieſen wurde, daß Hirſchhornſalz in Deutſchland nur von
einer Fabrik hergeſtellt werde und dieſe trotz der gegenwärtigen
Zollfreiheit ſo gut geſtellt ſei, daß ſie eines beſonderen Zoll-
ſchutzes nicht bedürfe.

Die ſozialdemokratiſchen Kommiſſionsmitglieder begründeten
auch bei allen anderen Poſitionen ihre Anträge auf Zollfreiheit,
drangen aber damit nicht durch.

„Schundware.“ Gegenüber der Aeußerung des Vorſitzenden
der Zollkarifkommiſſion, Rettich daß die deutſchen Landwirte
mit nichts ſo arg als mit Wagenſchmiere angeſchmiert würden,
die als Schundware aus dem Ausland einſtröme, ſtellt die
Voſſiſche Zeitung feſt: Die geſamte Einfuhr von Wagenſchmiere
hat im Jahre 1899 235 d42z, im Jahre 1900 253 d42z, im Jahre
1901 197 d2 und in den erſten vier Monaten d. J. erſt 37 d2
betragen, der übrigens eine Ausfuhr von 2700 bis 3400 942 jähr
lich gegenüberſteht. Die geſamte „einſtrömende Schundware“
hat einen Wert von jährlich 4000 bis 5000 Mk.

Tagesgeſchichte.
Halle, 29. Mai.

Preußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus überwies am Mittwoch zunächſt

die Vorlage betr. Neuregelung der Vertragsverhält-
niſſe der Main-Neckar-Bahn an die Budgetkommiſſion. Es
iſt zur Vereinfachung der Verwaltung dieſer Bahn zwiſchen
Baden, Preußen und Heſſen ein Staatsvertrag abgeſchloſſen
worden wonach die jetzige beſondere Direktion der Main-
NeckarBahn in Darmſtadt aufgehoben werden wird, die Ver
waltung an die Eiſenbahndirektion Mainz übergehen ſoll.
Dieſer ſoll ein badiſcher Beamter als Mitglied beigegeben
werden. Bei dieſer Gelegenheit nahm Miniſter von Thielen
auf eine ſcheinbar beſtellte Anfrage des Frhr. von Zedlitz hin
wieder einmal Gelegenheit, die Exiſtenz eines preußiſch
ſächſiſchen Eiſenbahnkrieges in das Reich der Fabel zu verweiſen.
Wenn Preußen im Güterverkehr nach Baiern die über Sachſen
führenden Linien meide, ſo handle es einer Vereinbarung ent-
ſprechend, wonach jede Verwaltung die ihr günſtigſten Routennach Baiern für den Gütertransport benutzen e Das Ver
hältnis mit der ſächſiſchen Eiſenbahnverwaltung ſei das aller
freundſchaftlichſte. Die zweite ſächſiſche Kammer, die Herrn von
Thielens Verwaltung offen unlauteren Wettbewerb vorgeworfen

(Nachdr. verb.)

Am die Frreiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.
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Es war dieſes ein großer hoher Saal mit einer kunſtvoll ge-
chnitzten Holzdecke, der durch viele hoch angebrachte quadratiſche
enſter von Weſten her ſein Licht empfing. Eine ſteinerne
chranke von zierlicher Arbeit ſchied das Tribunal von dem

übrigen Teil des Saales. Von Stein waren auch der Hochſitz
des Richters und auf beiden Seiten die Bänke für die Schöſfen.
Die Wand dahinter ſchmückte ein koloſſaler Reichsadler, und
über einer Seitenthür las man auf einer Steintafel in alt
deutſchen Buchſtaben den Spruch:

Ains Mannes red ein halbe red.
Recht iſt. man ſol ſie. verhoren bed.
Seyt eins mans red ein. halbe iſt.
So ſol man merken ir beder liſt.

An derſelben Wand befand ſich in einem verſchließbaren
Schrein aus Stein gehauen und reich gefärbt eine Darſtellung
des jüngſten Gerichts.Arf enzingens Vorſchlag wurde der Rat von den Ver-
ammelten erſucht, ihnen ſein Begehren zur reiflichen Erwägung
chriftlich zuzuſtellen. Unterdeſſen füllte ſich der Saal mehrund mehr; die Anhänger Menzingens in den ſechs Wachen

ſorgten dafür, daß die beiden Räte in ihrer Stube einſam
blieben. Eine Menge ſtaute ſich vor dem Rathauſe
auf der Herrengaſſe und dem Marktplatze, und auf dem
letzteren ſtand der blinde Mönch und mahnte zur Brüderlich-
keit mit den Bauern. Gearbeitet wurde an dieſem Tage in
keiner Werkſtatt und ſo befanden ſich auch viele Geſellen in der
Menge. Am zahlreichſten waren die von der Zunft der Tucher,
welche nicht nur die Weber, ſondern auch die Wollkrämpler,
Spinner, Scherer und Färber umfaßte. Sie hatten ihre
Degen angehängt und ſchienen gar guter Dinge zu ſein. Urſache deſſen war Kaſpar Etſchlich, z

Heiterkeit erregten.
eſſen Bemerkungen ihre

Unterdeſſen ſprach Stephan von Menzingen im Saal zu den
Meiſtern und Bürgern. „Wollet Jhr,“ fragte er ſie, „dem Rat
zulieb gegen Euch ſelbſt ſein, der uns bisher ſo gedrückt hat
und Euch bald noch härter, unerträglich drücken wird Folget
mir, ich will Euch den Weg zur Freiheit führen! Jch will es
verantworten vor Kaiſer und Reich!“ Die ſtolze Haltung ſeiner
großen, zur Fülle neigenden Geſtalt, das Rollen ſeiner dunklen
Augen unter den breiten Lidern, ſeine kühne Sprache riſſen die
Verſammlung fort. Mit einhelliger Zuſtimmung begrüßte ſie
ſeinen Vorſchlag, einen Gemeinde- Ausſchuß zu wählen, der dem
Rate zur Seite ſtehen und ihm gegenüber das Volk wahrhaft
vertreten ſollte. „Nicht nur Beſchwerden führen ſoll er,“ ver-
folgte er ſich. „Er hat mehr zu thun; denn wann hätte der
Rat den Beſchwerden der Bürgerſchaft ein geneigtes Ohr ge-
liehen An die Spitze muß er ſich ſtellen, die Gewalt mit dem
Rate teilen, die Streitigkeiten zwiſchen ihm und der Bürger-
ſchaft entſcheiden, ſeine Schritte überwachen, die Rechnungen
kontrollieren und die Hut der Stadt übernehmen

Noch mancher ergriff nach ihm das Wort, um ſeinen Vor
ſchlag zu unterſtützen und die Notwendigkeit der Aufgaben des
Ausſchuſſes in ſeiner Weiſe durch Beiſpiele aus ſeiner eigenen
Erfahrung zu erhärten. Es war für viele eine willkommene
Gelegenheit, das erlittene Unrecht, das ſie bisher ſtumm hatten
tragen müſſen, offen auszuſprechen. Es goß Oel in das Feuer.
Ueber die Wahl des Ausſchuſſes, der aus zweiundvierzig Mit-
gliedern beſtehen ſollte, der gleichen Zahl, wie der äußere Rat,
drang die Nachricht in den Ring, daß ein Bote des Mark-
grafen Kaſimir mit einem Schreiben an den Rat eingeritten ſei.

„Ha,“ rief der Ritter von Menzingen mit mächtiger Stimme,
„der bringt die Zuſage, daß Herr Kaſimir kommen und die
Stadt einnehmen will. Der Rat hat an ihn um Hilfe ge-
ſchrieben. Gebet acht, die Reiter ſind ſchon im Anzuge!“

z den Thoren Zu den Thoren!“ riefen Jos Schad, der
Gerber, und Lorenz Knobloch.

„Die Schlüſſel dem Ausſchuß!“ rief von Menzingen den
Davoneilenden nach, denen ein Teil der Verſammlung folgte.

Unter den Zurückbleibenden ſchlug die augenblickliche Be-
ſtürzung über die Nachricht in heftigen Zorn um. „Verrat!“
riefen die einen. „Da ſieht man, was die Bürgerſchaft ſich von
dem Rat zu verſehen hat,“ die anderen. „Verräter ſind ſie alle,“
knarrte Melchior Mader, der Schuhmacher. Hans Krätzer for
derte, daß man ſie aus dem Rathauſe jage und Hans eupold

der Bäck rief in den wachſenden Tumult: „Schmeißt ſie aus
den Fenſtern!“ Fritz Dalk der Metzger überdröhnte ihn mit
dem Ruf: „Stecht ſie ab! Schlagt ſie tot!“

Schon machte man Miene, nach dem Sitzungszimmer des
Rats zu ſtürmen, als auf deſſen Bitten, der den Tumult ver
nahm, der Altbürgermeiſter Ehrenfried Kumpf in den Saal
ſich wagte. Georg Bermeter begleitete ihn. Herr Ehrenfried
ſprang auf die nächſte Schöffenbank und bei dem Anblick des
wegen ſeiner Redlichkeit und proteſtantiſchen Geſinnung all-
gemein beliebten Mannes beruhigte ſich die Aufregung ſo weit,
daß er ſprechen konnte. Er berichtete kurz, daß Markgraf
Kaſimir wie ſchon einmal ſo auch jetzt wieder dem Rate ſeine
Hilfe gegen die Bauern angeboten, der Rat ſie aber abgelehnt
habe. „Narrengeſchwätz, Fabeln,“ rief ihm von Menzingen
entgegen. „Laſſet uns den Brief des Markgrafen ſehen und
die Antwort des Rates!“ Herr
Schreiben hin. Sie beſtätigten ſeine Angaben. „Wohl,“ ſprach
Stephan von Menzingen, „will der Rat ernſtlich in Güte mit
den Bauern handeln, ſo ſaget ihm, daß wir, der Ausſchuß, die
Hand dazu bieten.“ Es wurde ihm laut beigeſtimmt und
Ehrenfried Kumpf entfernte ſich mit der Bemerkung, daß er es
dem Rate berichten werde.

Während die Verſammlung nun weiter in der Wahl des
Ausſchuſſes fortfuhr, waren von der bei dem Rathauſe ver
ſammelten Menge, die auf den Ruf Krätzers und Knoblochs
nach den vier Stadtthoren geſtoben war, dieſe geſchloſſen wor
den. Kaſpar war mit ſeinen Zunftgenoſſen nach dem Röder
Thor geeilt, dort aber mit ihnen links an der Stadtmauer ent
lang nach dem Weiberturm geſtürmt, vor dem ſie Halt machten.
Mit Fäuſten ünd Schwertknäufen hämmerten ſie an die Pforte.
Das graubärtige Geſicht des Gefangenenwärters erſchien an
einem vergitterten Fenſterlein in mittlerer Höhe und Kaſpar
rief ihm zu, daß er öffnen ſollte. „Was ſoll's Was giebt s
fragte jener herunter. „Sperr' die Thür auf,“ wiederholte
Kaſpar ſeine Aufforderung. „Eil Dich, in drei Teufels Namen

er Alte maß i und ſeine Gefährten mißtrauiſch und ver
ſchwand. Die Pforte aber blieb geſchloſſen.

Fortſetzung folgt.

Ehrenfried reichte beide



e wurde in erſter Leſung über den Geſetzentwurf betr.
die Be ans um höheren Verwaltungsdienſt ver-
handelt. Danach ſoll das Univerſitätsſtudium auf 3 Jahre
verlängert, die Jeit des praktiſchen Vorbereitungsdienſtes von
4 auf Z3i/2 Jahre verkürzt werden. Die Thätigkeit der zukünf-
tigen Verwaltungsbeamten bei den Amtsgerichten ſoll nur acht
Monate betragen. Herr von Hammerſtein gab der Vorlage
eine Rede mit auf den Weg, die im weſentlichen nur den Jn-
Jnhalt der Begründung paraphraſierte. Aus der Debatte ge-
wann man den Eindruck, daß die Chancen des Entwurfes recht
wenig günſtig ſind; faſt alle Redner äußerten große Bedenken
egen die Neuregelung, und nur Frhr. on Zedlitz trat alsfrawilliger Regierungskommiſſar eifrig für die i ein.
Der konſervative Sprecher Freiherr v. Richthofen ſtellte ihr

ein wenig ermutigendes Horoſkop und bezeichnete den verwandten
Entwurf über die Vorbereitung zum juriſtiſchen Dienſt nach dem
bisherigen Verlauf der Kommiſſionsberatungen ſchon i
unannehmbar. Auch das Zentrum verhielt ſich ſehr reſerviert.
Jn einer vorzüglichen Rede, die ihm vielfache Komplimente ein
trug, kritiſierte Eugen Richter das Geſetz, in dem er neben
der Verwirklichung eigener Anſchauungen ſehr viel Bedenkliches
fand. Richter forderte Trennung des Univerſitätsſtudiums für
zukünftige Juriſten und Verwaltungsbeamte, Schaffung beſonderer
ſtaatswiſſenſchaftlicher Fakultäten und nahm das Jntelligenz-
Niveau unſeres Verwaltungsbeamtenkorps in wünſchenswerter
Weiſe unter die Lupe. Er wies darauf hin, wie Schneidigkeit,
zur Schau getragene konſervative Geſinnung und feudale Ge-
burt mehr gelten als alle innere Tüchtigkeit und geißelte die
Glorifizierung des Korpsſtudententums von hoher Stelle aus.
Freiherr v. einbaben, der ſich immer mehr zum Sprech-
miniſter entwickelt, erwiderte ihm mit einer auffallenden Höflich-
keit der äußeren Form. Der Entwurf wurde an eine beſondere
Kommiſſion von 21 Mitgliedern verwieſen

Am Donnerstag iſt des katholiſchen Feiertages wegen keine
Sitzung; am Freitag ſtehen der Antrag Bockelberg über
die innere Koloniſation, kleinere Sachen und Petitionen auf der
Tagesordnung.

Jns Zuchthaus.
Das Güſtrower Schwurgericht hatte den Arbeiter Harder

aus Kamin in jenem Prozeſſe, der ſo viel Aufſehen erregte,
wegen wiſſentlichen Meineids zu zwei Jahren Zuchthaus
verurteilt, weil nicht ſicher feſtgeſtellt worden war, ob ſeine in
einer Zeugenausſage gethane ganz nebenſächliche Angabe
richtig war, daß er vor 11 Uhr ein Gericht Pflaumen mit
Klöße gegeſſen habe.

Jetzt iſt das furchtbare Urteil rechtskräftig geworden, nachdem
das Reichsgericht die eingelegte Reviſion verworfen hat.

Der unglückliche Harder nimmt die Teilnahme aller fühlen-
den Menſchen, beſonders aber des Proletariats, mit in die
düſtern Mauern des Zuchthauſes.

Der Revers der Hirſch-Dunckerſchen Gewerkſchaften,
durch den jedes eintretende Mitglied feierlich erklären muß-
„weder Anhänger noch Mitglied der Sozialdemokratie zu ſein“,
iſt von dem ſtärkſten der deutſchen Gewerkvereine, dem der
Deutſchen Maſchinenbau- und Metallarbeiter fallen
gelaſſen worden. Andere Gewerkſchaften waren ihm ſchon
vorangegangen, aber das waren kleine Vereine der Metall
arbeiter-Gewerkverein zählt 39 000 Mitglieder, faſt ebenſo viel
als alle anderen Vereine zuſammen. Der Beſchluß bedeutet
einen endgiltigen Sieg der Gegner des Reverſes. Jn der
Generalverſammlung des Metallarbeiter-Vereins wurde am
Sonntag beſchloſſen, den gegen die Sozialdemokratie gerichteten
Paſſus aus dem Revers zu entfernen. Der Verbandsanwalt
Dr. Max Hirſch bot alles auf, um den Revers zu retten, er
war ſogar bereit, den Wortlaut des Reverſes preiszugeben, um
den Sinn zu retten. Durch die Annahme einer Reſolution,
worin erklärt wird, „die Aenderung des Reverſes berührt in
keiner Weiſe die bisherigen Grundanſchauungen des Gewerk-
vereins derſelbe ſteht nach wie vor auf dem Boden der freien
Privatwirtſchaft und gemeinſchaftlichen Selbſthilfe“, ſuchte man
den Verbandsanwalt zu tröſten. Fraglich bleibt, ob er ſich
tröſten laſſen wird. Die Frankf. Ztg. ſchreibt über ſein Auf-
treten in der Generalverſammlung

„Faſt ergreifend wirkte die Klage des greiſen Verbands-
anwalts Dr. Max Hirſch, daß „die fundamentalen Grundſätze“
ſchutzlos den Angriffen der Sozialdemokratie preisgegeben
würden, wenn man den Revers abſchaffe. Aber vergeblich
malte er das rote Geſpenſt an die Wand, vergeblich nannte er
die Sozialdemokraten wenn ſie in der Uebermacht ſeien,
Teufel (1)), vergeblich prophezeite er eine Maſſeninvaſion dieſer
Teufel in die bisher ſo einheitlichen und friedlichen Reihen der
Gewerkvereinler, vergeblich warnte er vor dem Zorn der Ar-
beitgeber, vergeblich berief er ſich auf ſeine Autorität als lang-
jähriger Anwalt und als Mitbegründer der geſamten Gewerk-
vereinsbewegung.“

Das Wedeln mit dem roten Lappen wirkt geradezu komiſch.
Die ſozialdemokratiſchen Arbeiter werden ſich hüten, in die
Gewerkvereine, die ſo rückſtändig ſind, einzutreten.

Kapitaliſftenmoral.
Wir berichteten vor einiger Zeit unter obiger Spitzmarke von

gewaltigen Steuerdiebſtählen im Ruhrorter Kreiſe, die durch
den dortigen Landrat an die Oeffentlichkeit gebracht wurden.
Als dieſer ſeinen geharniſchten Erlaß an die wohlhabenden
Steuerhinterzieher ſeines Kreiſes gerichtet hatte, entrüſtete man
ſich in der bürgerlichen Preſſe nicht etwa über die ſchamloſe
Gaunerei der Leute von Beſitz und Bildung, die alſo den Staag
betrogen, ſondern man ſchalt den indiskreten Landrat, der in
ſo rückſichtsloſer Weiſe die beſten Patrioten „verdächtigte“. Ja,
man deutete ſogar an, der Herr Landrat habe ohne genügenden
Anlaß ſeine öffentliche Erklärung abgegeben.

Zur Rechtfertigung des Landrats teilt nun die Meidericher
Zeitung mit daß thatſächlich in dem Kreiſe Steuerunter-
ſchlagungen in großem Stile ſtattgefunden hätten:

Bereits über 40 namhafte Steuerzahler des Kreiſes ſeien
der Aufforderung des Landrates, die hinterzogenen Beträge
nachzuzahlen, gefolgt, und ein einzelner habe beiſpielsweiſe an
Staatsſteuern eine Summe nachgezahlt, die, als Kapital
angelegt bedeutend über tauſend Mark Jahreszins
bringe. Ueberhaupt mache man in intereſſierten Kreiſen
derart deutliche Zahlenangaben, ſpezialiſiert nach Staats-,
Einkommen-, Kirchen 2c. Steuern, daß damit die Namen der
in Betracht kommenden Perſönlichkeiten in greifbare Nähe
gerückt ſeien.

Gegen ſolche reichen Spitzbuben iſt die Juſtiz aber immer ſehr
milde. Es iſt die alte Geſchichte vom großen und vom kleinen
Spitzbuben.

Die Zuckerkommiſſion des e ſetzte geſtern ihre
Beratung fort. Es lag ein Antrag des Abg. Müller-Fulda
(Zentr.) vor, der die Entſcheidung über die Zuckerkonvention
bis in den Oktober hinausgeſchoben wiſſen wollte. Gegen
dieſen Antrag erklärte ſich ſehr entſchieden Graf Poſadowsky,
indem er ausführte, daß die Ausſetzung der Beratungen im
Auslande ſo gedeutet werden würde, daß Deutſchland nicht

ewillt ſei, die Konvention anzunehmen. Das Scheitern der
Konvention würde aber für Deutſchland die ſchlimmſten Folgen
haben. Jnfolge dieſer Erklärung zieht Abg. Müller-Fulda
ſeinen Antrag vorläufig zurück.

Jn der Nach ung wurde auf Antrag des Abg.
Grafen Canner die Beratung über die Zuckerſteuernovelle
13 gegen 9 Stimmen auf Freitag vertagt.

Ein großer Tag wird bereits jetzt für nächſte Woche im
Abgeordnetenhauſe angekündigt. Die Konſervativen beabſichtigen
eine Beſprechung des Antrags LimburgStirum herbeizuführen,
nach welchem die Regierung erſucht werden ſoll, den Beſchlüſſen
auf noch weitere Erhöhung der Getreidezölle zuzuſtimmen.

Wie unſere von den Flottenpatrioten ſo gerühmten
„blauen Jungen“ zu Helden erzogen werden, geht aus
einem Bericht des Berl. Tagebl über eine Verhandlung des
Oberkriegsgerichts der Oſtſeeſtation zu Kiel hervor. Bis
a Herbſt 1901 führte der wegen Soldatenmißhandlung be-
trafte Hauptmann Graf v. Mandelsloh die erſte Kompagnie
des erſten Seebataillons. Am 6. November übernahm Graf
Soden, der ſeiner Zeit in Peking eingeſchloſſen war, die
Führung. Der neue Kompagniechef bekundete vor dem Ober-
kriegsgericht, er habe ſofort gemerkt, daß die Sache in der Ka
ſerne nicht richtig ſei, daß die Leute ſich in der Stube zuſammen-
rotteten. Eines Tages erhielt er die Meldung, daß der Mantel
eines Unteroffiziers zerſchnitten in einem Strohſack aufgefunden
ſei. Er leitete ſofort eine ſtrenge Unterſuchung ein und ſtellte
feſt, daß der Seeſoldat Pries wegen erlittener Mißhandlungen
die Zerſtörung vorgenommen hatte. Graf Soden ging nun
der Sache auf den Grund, und es erhab ſich, daß der Feld-
webel Eickert, die Unteroffiziere Bracklage und Kuhn
vor der Uebernahme des Kommandos durch den Grafen Soden
mindeſtens in 30 Fällen Seeſoldaten miß handelt hatten.
Graf Soden betonte ausdrücklich, daß er den Unteroffizier
Kuhn, der wegen Soldatenmißhandlung vorbeſtraft war, ernſt-
lich ermahnt und ihm ſtreng auf die Finger geſehen habe. Die
drei Schuldigen wurden zu Freiheitsſtrafen verurteilt.

Eine Heldenthat der Knüppelgarde des Zeutrums. Jn
Altendorf bei Eſſen fand am Sonnabend eine öffentliche
Verſammlung ſtatt, die durch das rüpelhafte Benehmen der
Zentrumsleute zur Auflöſung gebracht wurde. Genoſſe Reichs
tags Abgeordneter Sachſe war zu der Verſammlung als Re-
ferent beſtellt. Durch Lärmſzenen ſollte die Verſammlung
überhaupt hintertrieben werden. Unſerem Genoſſen gelang es
jedoch ſchließlich, ſich Gehör zu verſchaffen. Er konnte ſein
Referat zu Ende führen. Jn der Diskuſſion ſprach nur ein
Genoſſe; obwohl unſererſeits vier Wortmeldungen vorlagen,
ließ man drei Gegner, die geiſtige Führung der Schwarzen,
zu Worte kommen. Als dieſe ausgeredet, ſtellten die Schwarzen
Schlußantrag, und als derſelbe abgelehnt war, gab einer der
„Toleranten“ das Signal zu neuem Skandal, der auch ſo er-
folgreich war, daß der überwachende Beamte die Verſamm-
lung auflöſte. So hatte man den Zweck erreicht, die von
ca. 1300 Perſonen beſuchte Verſammlung konnte nicht zu Ende
geführt werden.

Mit ſolchen „geiſtigen“ Waffen kämpfen die Verfechter des
„Toleranz“Antrages.

„Wegen gottesläſterlichem Fluchens“ wurde ein Dienſt-
mann vom Schöffengericht München mit einer Woche Ge-
fängnis beſtraft. Wenn dieſes Verbrechen auch in der deutſchen
Armee beſtraft würde, würden mehr Offiziere und Unteroffi-
ziere im Gefängnis als bei der Truppe ſein.

Ausland.
Frankreich. Das Miniſterium Waldeck-Rouſſeau

hat beim Präſidenten Loubet ſeine Demiſſion nachgeſucht.
Loubet wird wahrſcheinlich die Miniſter veranlaſſen, die Ge
ſchäfte bis zur Ernennung der Nachfolger weiterzuführen. Die
endgiltige Zuſammenſtellung des Kabinetts wird erſt nach der
Wahl des Kammerpräſidenten erfolgen.

Als Präſident Loubet Dienstag abend in Beglei-
tung Waldeck-Rouſſeaus von der Rußlandreiſe zurückgekehrt
war, drängte ſich im Hofe des Elyſees ein junger Mann an
den Wagen heran und verſuchte, dem Präſidenten ein Schrift-
ſtück zu überreichen. Der ſofort Verhaftete gab bei ſeinem
Verhör an, Blane zu heißen, ſeine Abſicht ſei geweſen, dem
Präſidenten eine Liſte der Reformen zu übermitteln, deren
Einführung notwendig ſei.

Spanien. Die „Handlanger“ des jungen Alfons
fangen ſchon an zu ſtreiken. Wolffs Bureau meldet
darüber: Jm Miniſterrat betonte am Dienstag der Handels-
miniſter Canalejas nachdrücklich die Notwendigkeit, die Cortes
einzuberufen, um die ſchwebenden Fragen, die religiöſe, die ſo-
ziale und die des Regionalismus, zu beraten. Da er aber
Sagaſta und den übrigen Miniſtern gegenüber mit ſeiner An-
ſicht nicht durchdrang, ſo reichte er ſeine Entlaſſung ein. Da-
rauf ſtellten auch alle anderen Miniſter Sagaſta ihre Porte-
feuilles zur Verfügung, um die Löſung der Kriſis zu er-
leichtern.

Rußland. Einſichts loſigkeit des Zaren. Der Reg.-
Bote giebt einen Erlaß des Kaiſers bekannt, wonach die Reichs-
rentei 800000 Rubel Entſchädigung für diejenigen Grund-
beſitzer in den Gouvernements Charkow und Poltawa anzu-
weiſen hat, die durch die Bauernunruhen Verluſte erlitten haben.
Beſondere Kommiſſionen unter dem Vorſitz der Gouverneure
haben die Höhe der einzelnen Entſchädigungen feſtzuſetzen, ferner
die Höhe der Beträge, für die die einzelnen Dorfgemeinden,
deren Bauern an den Unruhen teilgenommen haben, auf-
kommen müſſen. Sie haben ferner die Zeit zu beſtimmen,
innerhalb welcher die Bauern durch Zahlung einer entſprechen-
den jährlichen Zuſchlagsſteuer, die in dieſem Jahre zum
erſtenmal erhoben werden ſoll, der Reichsrentei ihre Schuld ab-
tragen müſſen.

Der Zar will alſo die von den Gutsbeſitzern ausgebeuteten
Bauern zu deren Gunſten noch weiter auspreſſen. Tolſtoi hatte
Unrecht, als er kürzlich in ſeinem Briefe an das gute Herz des
Zaren appellierte.

Eugland. Noch mehr unbotmäßige Unterthanen
Aus Rom wird gemeldet: Die Einwohner der Jnſel Malta
zeigen ſich noch immer über die Politik Chamberlains in Süd-
afrika und auf Malta erzürnt. Jhre Vertreter haben be-
ſchloſſen, der Krönungsfeier in London nicht beizu
wohnen, an dieſem Tage vielmehr eine Gegenkundgebung
zu veranſtalten.

Amerika. Billiges Fleiſchangebot. Aus Buenos
Ayres wird gemeldet: Der Ackerbauminiſter giebt bekannt, die
Maul und Klauenſeuche ſei in Argentinien ſeit vielen Monaten
erloſchen. Sollte die Seuche wieder ausbrechen, ſo würde die
Regierung ſofort durch Erlaß eines Viehausfuhrverbots davon
Kenntnis geben, da ſie eifrig bemüht ſei, den guten Ruf der
Hauptquelle des Wohlſtandes des Landes aufrecht zu erhalten.
Es wird angenommen, daß bei den Züchtern mehr als fünf
Millionen Stück junge Rinder zur Ausfuhr bereit
ſtehen.

Die Fleiſchproduktion iſt alſo eine reichliche, allein der
deutſche Proletarier ſoll entweder das Fleiſch des vater-
ländiſchen Rindviehes zu dem durch die Zollſperre empor

geſchraubten Preiſe kälfen oder auf die Fleiſchaahrung ver

zichten!
Aſien. Türkiſche Verlegenheiten auf der arabi-

ſchen Halbinſel. Die Nowoje Wremja berichtet aus Arabien,
daß der Aufſtand in Yemen wächſt. Das Haupt der Auf-
ſtändigen, Hamid Eddin, ſoll 150 000 Mann, ausgerüſtet mit
Martinigewehren und Kruppſchen Geſchützen, befehligen. Die
türkiſchen Truppen ſind umringt.

Der Aufſtand wird auf Machenſchaften Englands zurück
geführt, das ſich für ſeine Verluſte in Südafrika in Aſien
entſchädigen will.

China. Eine Alarmnachricht bringt die Frankf. Ztg.
aus Shanghai: Die Rebellion im Süden iſt in vollem
Gange. d einem he gen Kampfe bei Chuluhſien wurden die
Rebellen beſiegt und ſie verloren 1500 Mann an Toten und
Verwundeten. Die Truppen verfolgten die Rebellen bis zu
ihren verſchanzten Dörfern und ſchnitten ihre Vorräte ab. Die
Rebellen unter denen ſich Knaben und Frauen befanden,
machten verzweifelte Ausfälle und zwangen die Truppen zum
Rückzuge. Der Rebellenführer Ching-TingPin wurde getötet.
Die Rebellen nehmen an Stärke zu. Die Boxer ſammeln ſich
in großer Zahl in Shantung.

Der Krieg in Südafrika.
z London iſt man bezüglich der Friedens- Verhandlungen

nach wie vor ſehr optimiſtiſch geſtimmt. Die dortigen Blätter
behaupten, Lord Kitchener habe die Zuverſicht ausgeſprochen,
daß der Frieden innerhalb Tage zum Abſchluß ge
langen werde. Es ſollen bereits Vorkehrungen getroffen ſein,
daß Kitchener am 2. oder 3. Juni nach London abreiſe, um
noch rechtzeitig zur Krönunggsfeier einzutreffen.

Der Frankf. ruh wird aus Pretoria gemeldet: Vier
Depeſchenreiter der Buren die beglaubigte Depeſchen aus
Europa an die im Felde ſtehenden Burenführer befördern
ſollten, wurden in der vergangenen Woche von Steinacker
Reitern abgefangen. Zwei Depeſchenreiter wurden bei dem
Verſuch, zu entkommen, erſchoſſen. Alle Depeſchen fielen den
Engländern in die Hände.

Soklizeiliches und Gerichtliches.
8 Was in Sachſen alles als Politik angeſehen wird,

erfuhr eine Verſammlung von Krantenkaſſenmitgliedern in
Meerane. Die Verſammlung war einberufen worden zu demZwecke, die h r des dortigen eaeniaſſemgens zu
bekämpfen. Es referierte deshalb ein Parteigenoſſe über das
Thema: „Die Vorteile einer zentraliſierten Ortskrankenkaſſe.“
Er behandelte lediglich Kaſſenfragen und die Verſammlung
nahm ſchließlich eine Reſolution an, durch die verſchiedeneSchritte zur Verſchmelzung der am Orte beſtehenden Kaſſen
beſchloſſen wurden.

„Aus dieſer Verſammlung mußten auf Veranlaſſung der Be-
S fie einderjährigen entfernt werden, weil Politik getrieben

ürde

Barteinachrichteun.
Wieder eine Ausſchließzung. Jn einer Verſammlung

des W Vereins von Lehe (bei Bremerhaven)
wurde folgender Antrag angenommen Die fünf Leher
Bürgervorſteher Voſteen Mehlitz, Heitmann und
Mädger ſind als aus dem Verein ausgeſchloſſen zu er-
klären und zur öffentlichen Niederlegung der ihnen von der
Partei übertragenen Bürgervorſteher Mandate aufzufordern;
beim Parteivorſtande in Berlin iſt ihr Ausſchluß aus der
Geſamtpartei zu

„Ueber die Gründe des Ausſchluſſes liegen augenblicklich keine
näheren Nachrichten vor.

Polizei und Arbeiterſekretariat. Der Sekretär des
Bochumer Arbeiter-Rechtsbureaus, Genoſſe Wolf, bekam in ver
gangener Woche eine Vorladung auf das Kriminalkommiſſariat.
Gegenſtand der Vernehmung war die Nichtanmeldung des
Arbeiter Rechtsbureaus. Man war der Meinung geweſen, daß
das genannte Jnſtitut ein Unternehmen im Sinne des S 35 der
neuen Gewerbe Ordnung ſei. Ob die Polizeibehörde nach der
ihr vom Genoſſen Wolf erteilten r noch ferner der
irrtümlichen Anſicht huldigt, iſt noch nicht bekannt. Wenn man
in Bochum Reichstagsberichte lieſt, wird man nicht im Zweifel
ſein können, daß ein Arbeiterſekretariat kein Gewerbebetrieb iſt.

Gewerßkſchaftkiches.

Metallarbeiter! Die Differenzen beim Bremer Vulkan
ſind beigelegt.

Maurer Der Ausſtand der Maurer in Brieg iſt be
endet.

Achtung, Zimmerer, Bauarbeiter und Maurer! Die
Differenzen in Hamburg mit den Unternehmern des Bau-
gewerbes ſind noch nicht beigelegt.

Der Sanden-Prozeß.
Die Verhandlung wird Mittwoch, 9 Uhr parmerag eröffnet.

Gleich nach W der Sitzung beanſtandet der Verteidiger
Rechtsanwalt Bollert die als Sachverſtändigen geladenen
Bankbeamten Bollmann und Richter. Er, halte die beiden
Herren als Sachverſtändize nicht für geeignet. Uebrigens ſollten
dieſelben ja als Zeugen vernommen werden. Da ſie aber als
Sachverſtändige der Verhandlung beizuwohnen hätten, ſo
könnte ihr Zeugnis eine Beeinfluſſung erfahren. Der Gerichts
hof beſchließt, die Herren Bollmann und Richter gleich den ans
deren Zeugen außerhalb des Saales warten zu laſſen. Staats-
anwalt Dr. Beeck teilt mit, daß der gerichtliche Bücherreviſor
Oliven ſo ſchwer erkrankt ſei, daß er wohl kaum in der
gegenwärtigen Verhandlung werde erſcheinen können. Er be-
antrage daher die kommiſſariſche T des Reviſors.
Mit derſelben iſt Rechtsanwalt Juſtizrat Sello nicht einver-
de Er beantragt, noch einen weiteren Sachverſtändigen
zu laden.Es beginnt die Vernehmung des Unterſuchungsrichters,
Landgerichtsrats Müller. Derſelbe bekundet, daß Kommer-
zienrat Eduard Sanden ſofort bei ſeiner erſten Vernehmung
ein volles Schuldbekenntnis abgelehnt habe. Der Verteidiger
Rechtsanwalt Bollert beantragt die Ladung mehrerer Zeugen,
die bekunden ſollen, daß ſich Eduard Sanden damals in einer
ſeeliſchen Depreſſion befunden habe. Des weiteren be-
merkt Rechtsanwalt Bollert, in der Anklageſchrift werde hervor
ehoben, daß Frau Kommerzienrat Sanden 6000 Mark in
ie Ehe gebracht und bei dem Zuſammenbruch ein er gen

k
von einer Million gehabt habe. Er beantrage, feſtzuſtellen,
daß Frau Sanden bereits 1892 ein Vermögen von 800000 Mk.
her habe. Am 17. Januar habe das Ehepaar Sanden denOffenbarungseid Kiteiſer daß ein Vermögen und das ſeiner
Kinder 1700000 Mk. betrage. Davon ſeien 1 100 000 Mk. für
Regreßanſprüche zur Verfügung geſtellt worden.

Der Verteidiger Rechtsanwalt Bernſtein beantragt die
Ladung einer Anzahl Zeugen, die bekunden ſollen, daß Eduard
Sanden von einem großen Optimismus beſeelt geweſen ſei.
Alsdann hält der Vorſitzende dem Angeklagten Puchmüller
vor, daß er ſich von dem Treuhaender Hypotheken habe geben
laſſen, ſo daß die in Umlauf geweſenen Pfandbriefe nicht in
genügender Weiſe gedeckt geweſen ſeien. Der Angeklagte Puchmüller giebt dies zu und bekennt ſich in dieſem Punkte für

ln er Angeklagte Eduard Sanden bemerkt auf eine
rage des Vorſitzenden, er habe nicht gewußt, daß die Pfand-riefe nicht hinreichend geweſen ſeien und habe es daher

h t gehe ten, die Hypotheken aus dem Beſitz des Treu
aender ausgeben zu n.
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Es wird
EnkelBreslau, Henſchel, als Zeuge vernommen.
macht Mitteilungen, in welcher Weiſe die von dem Treuhaender
entnommenen Hypotheken bei der Firma G. Pachalys Enkel
verpfändet wurden. Der Sachverſtändige, Kommerzienrat
Lucas bemerkt, die Hyptheken hätten um ſo, weniger dem
rege werden dürfen, da für dieſelben von der
Preußiſchen Hypothekenaktienbank keine Valuta gezahlt en

Der Vorſitzende teilt mit, daß innerhalb 4 Monaten
6 600 000 Mk. Hypotheken tzogen worden ſeien. Dies ſei ge
ſchehen um Gelder zu erhalten. Auf Befragen des Vorſitzenden
giebt der Sachverſtändige zu, daß durch die Entnahme der
Hypotheken aus dem Beſitze des Treuhgenders eine Unterdeckun
der im Umlauf geweſenen Pfandbriefe von 980 212 000 Mk.
vorhanden geweſen ſei. Die Verteidiger beſtreiten die Richtig
keit dieſer s

Inzwiſchen iſt der Staatskommiſſar der Berliner Börſe, Geh.
OberRegierungs-Rat Hemptenmacher, erſchienen. Der An
geklagte, Kommerzienrat Eduard Sanden bemerkt, es ſeien
noch t illionen freie Hypotheken vorhanden geweſen,
ſo daß er die Pardbriefe für gedeckt gehalten habe. Verteidiger
Rechtsanwalt Bollert betont, die Verteidigung könne ſchon
deshalb eine Schuld des Kommerzienrats Sanden nicht aner-
kennen, da nicht eine einzige Anweiſung zur Entnahme von
Hypotheken aus dem Treſor des Treuhaenders von dem Kom
merzienrat, Sanden vorhanden ſei. Kommerzienrat Lucas
meint, die Entnahme von Hypotheken aus dem Treſor des Treu-
haenders ſei zuläſſig; unzuläſſig ſei nur die Weiterceſſion. Dieſe
Ceſſionen habe aber Kommerzienrat Sanden ſämtlich
unterſchrieben.

Nunmehr beſchließt der Gerichtshof, den Bücherreviſor Oliven
kommiſſariſch zu vernehmen und die Entſchuldigungsſchreiben
der Bankdirektoren Dr. Gelpcke und Dr. Braun nicht als

e eiggn gelten zu laſſen und dieſen aufzu-
eben, hier als Sachverſtändige zu erſcheinen. Weiter beſchließt
er Gerichtshof, den vom Rechtsanwalt Bernſtein angebote-

nen Beweis, daß Frau Sanden bereits 1892 ihr Vermögen auf
800000 Mk. angegeben habe, zu erheben und ſchließlich wird der
Beſchluß gefaßt, die Einſchätzungsakten betreffs des Kommerzien
rats Sanden einzufordern. Dagegen wird es als wahr unter-
ſent daß Eduard Sanden um vor dem Zuſammenbruch im
tande geweſen wäre, 500000 Mk. flüſſig zu machen, um den
Zuſammenbruch eventl. zu verhüten. Nunmehr wird die Ver
handlung e weil der Bücherreviſor Reuter ſich über
das umfangreiche Zahlenmaterial erſt unterrichten muß. Fort
ſetzung des Prozeſſes Donnerstag vormittag 9 Uhr.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 29. Mai.

Heute, Donnerstag, abends .9 Ahr Ver-
ſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
in der Wilhelmshöhe, Burgſtraße.

Als rechter Heimtücker
hat ſich der diesjährige Mai bethätigt. Jetzt, wo ſein Leben
nur noch ſo viele Stunden dauert, wie für ihn Tage im
Kalender ſtanden, gießt er ſeine Schönheiten aus und zeigt uns,
wie prächtig er hätte ſein können. 27 Tage lang hat er uns
mit Windſtärke 6 bis 8 der Beaufortſchen Skala angepuſtet,
hat uns Graupeln und Eisſtücke ins Geſicht geſchleudert, endloſe
Regenſchauer niederrieſeln laſſen und den Kohlenverbrauch auf
Höhe des Dezemberquantums geſchraubt, die Pfingſttouriſten
hätten gut gethan, ſich mit Pelzſtiefeln und Pelzkappen zu ver-
ſehen, und jetzt auf einmal heizt uns der Heimtücker mit 20 Grad
Wärme im Schatten ein. Um den Frühling hat er uns ge-
prellt; mit Macht eilen wir der vollentwickelten Sommerhitze
entgegen genieße jeder, ſo viel er kann, noch von den letzten
Reſten des Monats, der wahrlich nicht den Namen Wonne-
monat erhalten hätte, wenn er ſich bei der Namensverteilung
ſo benommen haben würde wie dieſes Jahr.

Der unfähige Sozialismus.
Wenn unſere Gegner ſonſt nichts mehr gegen den Sozialis

mus vorbringen können, dann greifen ſie als letzte Rettung zu
dem Einwand, die Sozialdemokratie könne keine Gemeinde leiten.
Mit breiter Selbſtgefälligkeit wird auf dieſes oder jene Unter
nehmen hingewieſen, das von Sozialiſten geleitet werden und
zu Grunde gegangen ſei. Von den zahlreichen Unternehmungen,
die unter ſozialiſtiſcher Leitung blühen und gedeihen, wird natür
lich nicht geredet; auch daß alle Gemeindeverwaltungen, auf
deren Beſchlüſſe die Sozialdemokraten Einfluß haben, rüſtig
vorwärtsſchreiten, wird verſchwiegen. Selbſt aus Jtalien wird
jetzt ein Fall bekannt, wie eine unter bürgerlicher Verwaltung
in den Ruin hineingewirtſchaftete Stadt unter ſozialiſtiſcher
Leitung aufblüht. Es iſt die Stadt Reggio Emilia, deren Ver
waltung ſich jetzt ausſchließlich in den Händen von Sozialiſten
befindet. Dieſer Tage wurde daſelbſt der letzte Schlag gegen
die Schweizeriſche Gasgeſellſchaft geführt, die bisher das
Monopol der Stadtbeleuchtung hatte. Mit dem 1. Jan. n. J.
werden die Gas- und Elektrizitätswerke neben anderen
kommunalen Anlagen die Einkünfte der Stadt vermehren.

Reggio Emilia hat eine Reihe der beſten, nach den Vor-
ſchriften der Hygieine erbauten Schulen, verfügt auch über
eigene ſtädtiſche Apotheken. Die Schar der Zollwächter und
Poliziſten iſt ſehr eingeſchränkt worden. Dabei ſind,
ſeitdem die Sozialiſten im Stadthaus herrſchen, bereits eine

Million alter Schulden 7 worden. r
weniger Wochen ſind etwa eine Million S für öffentliche
Arbeiten aufgewandt bezw. bewilligt worden, ſo u. a. für ein
Schlachthaus 200 000 Franken, für neue Bureaus der Stadt-
verwaltung 40000, für den Ankauf der Gasanſtalt 180 000
Franken, im Bau begriffen iſt eine landwirtſchaftliche Schule.ei alledem hat die Hilan der Stadtkämmerei in den letzten

Jahren noch immer einige J Aktiven ergeben. Jm vori-
gen We hatte die ſtädtiſche Verwaltung der Arbeitskammer
eine Unterſtützung von 500 Franken bewilligt; dieſer Beſchluß
wurde aber vom Präfekten nicht beſtätigt. Auch in dieſem
Jahre ſind Unterſtützungen in Höhe von 1000 Franken von
der höheren Verwaltungsbehörde unbeſtätigt geblieben. Die
Sozialiſten von Reggio Emilia laſſen ſich durch ſolche kleine
Nadelſtiche aber nicht abhalten, weiter zu arbeiten; ſie haben
die Abſicht, nachdem ſie die Stadt erobert, nunmehr auch in
die Provinzialverwaltung einzudringen.

R

Es iſt jedem unſerer Leſer geſtattet, Vergleiche anzuſtellen
dem „geſunden Prinzip unſerer immer mehr in

kapitaliſtiſche Klauen geratenden Stadtverwaltungen und dem
Vorgehen der unfähigen Sozialiſten

Die Lattcherrede vor Gericht.
Der Oberbürgermeiſter Staude hielt bekanntlich am 12. No-

vember v. J. im Grand Bode in einer „vecrtraulichen“
Verſammlung, an der Jnduſtrielle, Regierungspräſidenten und

e erregende Rededer Oberpräſident teilnahmen, jene
en die Arbeitsloſen, worin er u. a. ſagte: „Und wennfi gegenwärtig in Halle 2000 Arbeitsloſe

4k ſicher 1500 Lattcher und Ge
ter dabei. Eine Zunahme der Arbeits

melden, dann
legenheitsarbe

f Prokuriſt des Bankhauſes G. Wagen loſen iſt nicht zu konſtatieren und zu einem Peſſimismus liegt
keine Veranlaſſung vor.“ Selbſtverſtändlich fühlten ſich die
Arbeitsloſen durch dieſe Rede verletzt, was auch in einer
deren Proteſtverſammlung zum Ausdruck kam. Man be-

auerte, daß das Oberhaupt der Stadt ungeſtraft viele Bürger
beleidigen konnte. Gelegentlich des Vorgehens der hieſigen
Polizei gegen das Gewerkſchaftskartell fanden im Reſtaurantdes Geubſſen Max Stejskal am 24. und 25. März zwei
Verſammlungen ſtatt, in denen ebenfalls die Staudeſche Rede
kritiſiert wurde. Stejskal ſoll da in r auf den Ober-
Jnſpektor Weydemann nach dem Polizeibericht am 24. März
geſagt haben „Bei unſerer Polizei findet ein Arbeiter wenig
Gehör; wenn man eine Beſchwerde anbringen will, wird ſie
entweder nicht angenommen, oder ſie wandert in den Papier-
korb“, während er auf Grund der am 25. März gehaltenen
Rede beſchuldigt wurde, den Oberbürgermeiſter durch das
Wort „Oberlattcher“ beleidigt zu haben.

Geſtern ſtand nun Stejskal deshalb vor dem Schöffengericht
unter Den Vorſitz führte Amtsgerichtsrat Meißner
und die Anklage vertrat Staatsanwalt Dr. Kloß. Stejskals
Verteidiger hatte im letzten Moment abgeſagt und ihm am
Morgen des Termins folgenden Brief geſandt:

Geehrter Herr!
Jn meiner Abweſenheit iſt, wie ich heute nach meiner Rück

kehr von Hettſtedt ſehe, Jhre Strafſache zur Vertretung angenommen worden. Grundſäßlich bin ich gegen ſolche Ver-

tretungen durchaus nicht. Jch habe aber mit meiner Frau
beim Herrn Oberbürgermeiſter Beſuch gemacht. Des-
halb wäre es mehr als taktlos gegen den Herrn Ober-

r von mir, wenn ich Sie in, dieſer Sache jetzt ver
teidigen würde. Sie werden das ſelbſt einſehen
Koſten berechne ich nicht. Sehr ergebenſt in Eile

Rechtsanwalt Schwarze.
Der Angeklagte verteidigte ſich ſelbſt. Er beſtritt, ſich der

Beleidigung ſchuldig gemacht zu haben und behauptet, in der
nicht einmal dem Sinne nach richtig wiedergegebenen Rede nicht
die hieſige Polizeibehörde ſondern die Polizei im allgemeinen
kritiſiert zu haben. Er habe geſagt, in Königsberg wären in
einem Jahre 12 Poliziſten wegen Mißhandlungen beſtraft
worden; auch bei uns paſſierten Dinge, die nicht paſſieren
ſollten. Es liege Syſtem in der Sache. Auch den Oberbürger-
meiſter habe er nicht beleidigen wollen jedoch ſtelle er nicht in
Abrede, den Ausdruck „Oberlattcher“ gebraucht zu haben. Er
betreibe neben ſeinem Reſtaurant noch ſein Glaſerhandwerk, und
da er damals, als der Oberbürgermeiſter die Rede hielt, keine
Arbeit hatte, habe er ſich durch die Lattcherrede beleidigt ge-
fühlt. Nur in bedingter Form habe er das Wort Oberlattcher
gebraucht, indem er geſagt habe: „Wenn ich als Bürger ein
Lattcher bin, dann muß der Oberbürgermeiſter als das Ober-
haupt der Stadt ein Oberlattcher ſein.“ Auch als Arbeitsloſer
ſei er Bürger von Halle.

Der Poliziſt Rathje, der die Verſammlung überwacht hat,
bekundet, die Aeußernngen, wie ſie in der Anklage niedergelegt
ſind, gehört zu haben. Stejskal habe damals mächtig „losgelegt“
und auch erwähnt, daß die Sozialdemokraten bei der Maifeier im
Jahre 1900 ein Blutbad verhütet hätten. Rathje will die in der An
klage ſtehenden Punkte „aus dem Munde des Angeklagten ent
nommen und ganz ſicher buchſtäblich notiert“ haben. Genoſſe
Stejskal weiſt noch darauf hin, daß es doch allgemein bekannt
ſei, daß die Polizei auf Beſchwerden nicht ſo ſchnell antworte.
Auf eine am 12. März eingereichte Eingabe bei der hieſigen
Polizei habe er erſt am 15. Mai Antwort erhalten. Der wegen
des Wortes Oberlattcher geladene Poliziſt wurde nicht ver
nommen. Der Angeklagte beantragte, den Oberbürgermeiſter
Staude wegen ſeiner im Hotel Bode gehaltenen Rede als Zeugen
zu laden, aber Staatsanwalt und Gericht nahmen als er-
wieſen an, daß Herr Staude thatſächlich den Aus
druck Lattcher in Beziehung auf einen Teil der Ar-
beitsloſen gebraucht habe.

Der Staatsanwalt iſt der Anſicht, daß Herr Staude geſagt
habe, unter den Arbeitsloſen befindet ſich ein kleiner Teil, der
den Lattchern zuzurechnen iſt. Da ſei es von dem Angeklagten
doch logiſch nicht richtig, wenn er dann den Oberbürgermeiſter
als Oberlattcher bezeichne. Wegen dieſer Beleidigung ſeien
30 Mk. Geldſtrafe zu beantragen. Ungehörig und frivol ſei
aber die Aeußerung gegen die Polizei, bei der der Arbeiter kein
Gehör finden ſolle und die angeblich Beſchwerden der Arbeiter
in den Papierkorb wandern laſſe. Hier ſei eine ſchärfere Strafe
am Platze und deshalb eine Geldſtrafe von 50 Mk. event. für
je 5 Mk. 1 Tag Gefängnis zu beantragen.

Genoſſe Stejskal beantragte ſeine Freiſprechung. Er weiſe
zurück, frivol gehandelt zu haben; wenn er beleidigt werde,
würde er wohl das Recht haben, ſich zu verteidigen. Kom-
merzienrat Riedel von hier habe in jener im Hotel Bode ſtatt
gehabten Verſammlung gleich geſagt, daß Herr Staude die
Verhältniſſe nicht richtig dargeſtellt habe. Als Beweis dafür
legte er dar, daß er früher 16—-17 000 Mk. und damals, als
die Rede gehalten wurde, wöchentlich nur 6-7000 Mk. an
Löhnen auszahlen ließ. Der Oberbürgermeiſter Staude, ſo
meint der Angeklagte, ſei nicht berechtigt geweſen, die Arbeits-
loſen in ſolcher Weiſe zu beleidigen. Der Gerichtsherr ent-
gegnete dem Angeklagten, er könnte ſich nur dann beleidigt
fühlen, wenn er ſich für einen Lattcher hielt.

Das Gericht erkannte auf eine Geſamtſtrafe von 50 Mark
ev. 10 Tage Gefängnis und Publikationsbefugnis für die
Herren Weydemann und Staude. Die Beleidigung der Polizei
liege ſchwerer und ſei deshalb in dieſem Falle auf 30 Mk. er-
kannt worden. Jm zweiten Falle habe der Angeklagte das
Wort Oberlattcher zugegeben. Günſtig anzurechnen ſei hierbei
dem Angeklagten, daß er habe jedenfalls für die Arbeitsloſen
eintreten und eine Lanze für dieſelben brechen wollen. Es ſei
auch möglich, daß er die Aeußerung des Oberbürgermeiſters
mißverſtändlich aufgefaßt habe. Der Gerichtshof habe den
2. Fall nicht für ſchwerwiegend gehalten.

Einhaltung der Sprechſtunde.
Aus dem Leſerkreiſe geht uns eine Beſchwerde darüber zu,

daß ſeitens einzelner Schulrektoren die Zeit ihrer Sprechſtunden
nicht eingehalten werde. Wolle dann ein Beſucher den Rektor
auffinden, ſo müſſe er an den einzelnen Klaſſenzimmern an-
klopfen und werde von einem zum andern gewieſen. Dadurch
werde nicht nur der Unterricht in den Klaſſen unliebſam geſtört,
ſondern vor allem die Zeit der Beſucher ganz ungehörig ver
trödelt. Die Arbeiterfrau, die zur Mittagszeit in die Sprech-
ſtunde gehe, müſſe mit jeder Minute rechnen, da ſie vielleicht
ihrem Manne noch das Eſſen nach der entfernten Fabrik zu
tragen habe, und es ſei rückſichtslos, wollte man dieſer ohnehin
ſchwer genug geplagten Frau das Leben noch ſaurer machen.

Wir können im Augenblick nicht kontrollieren, in welchem Um
fange der gerügte Mißſtand vorkommt. Daß er vorkommt,
ergiebt ſich daraus, daß die gleiche Beſchwerde ſchon früher an
uns gelangt iſt. Schon die Höflichkeit gebietet, daß Sprech-
ſtunden genau eingehalten werden. Tritt eine plötzliche Ver
hinderung ein, ſo muß das durch eine Aufſchrift am Sprech-
zimmer den Beſuchern bekannt gegeben oder für einen Stell-
vertreter geſorgt werden.

Maurer- und Bauarbeiterſtreik.
Eine Aenderung iſt ſeit geſtern nicht eingetreten. Die Unter-

nehmer hoffen, wie behauptet wird, ſich bis zur nächſten Woche
Italiener verſchaffen zu können. Das wird den hieſigen
Geſchäftsleuten, die ohnehin ſchon ſchwer unter der Kriſe zu
leiden haben, großen Nutzen bringen.

Unberechtigtes Verſammlungsverbot.
ch. Der Parteigenoſſe W. Otto zu Teuchern hatte zumTotenſonntag vorigen Jahres abends 7 Uhr eine zſſent-

liche Volksver ſammlung für Männer und Frauen
einberufen und angemeldet. Er erhielt vom Polizeiverwalter
den Beſcheid, daß die Verſammlung verboten werde, da es in
der letzten ſozialdemokratiſchen Verſammlung zu heftigen Aus-
einanderſetzungen zwiſchen den Genoſſen gekommen ſei und die
Polizei Ausſchreitungen, die für den Totenſonntag zu befürchten
wären, verhindern müſſe. Viele Leute ſähen auch derartige
Volksverſammlungen an ſo ernſten Tagen, wie einer der Toten-
ſonntag ſei, nicht gern, nähmen daran Anſtoß. Jm übrigen
ſtände Otto das Lokal (Gaſthof zum grünen Baum) für den
fraglichen Tag gar nicht zur Verfügung. Otto legte beim
Landrat zu Weißenfels Beſchwerde ein und berief ſich auf ein
Kammergerichtsurteil, wonach Verſammlungen am Karfreitag
und Totenfeſt nicht verboten werden dürften. Ferner beſtritt
er, daß in früheren Verſammlungen heftige Auseinanderſetzungen
vorgekommen ſeien. Selbſt wenn es der Fall wäre, würden
ſie das Verbot auch nicht rechtfertigen. Nachdem der
Pölizeiverwalter auf Anfrage des Landrats ſeine Angaben
und Befürchtungen wiederholt hatte, wies der Landrat die Be
ſchwerde zurück. Eine weitere Beſchwerde beim Regierungs-präſidenten in Merſeburg hatte gleichfalls keinen Erfelg

Nunmehr klagte Otto gegen den Regierungspräſidenten beim
Ober-Verwaltungsgericht. Unter anderm würde zur Begrün-
dung der Klage noch geltend gemacht: Der Amtsvorſteher habedurg ſein Vorgehen namentlich g 9 des Vereinsgeſetzes und

Artikel 29 der preußiſchen Verfaſſung verletzt. Nach S 9 desVereinsgeſetzes dürften ſelbſt öffentliche Se nminngen unter

freiem Himmel nur dann nicht geſtattet werden, wenn Gefahr
für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu befürchten wäre.Das ſei hier nicht der Fall geweſen. Heſtige Auseinander-
ſetzungen könnten in jeder Verſammlung mal vorkommen, aber
ein Verbot könne daraus nicht gefolgert werden. Die Polizei
behörden könnten ſich auch nicht auf ihre allgemeine Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe Ordnung
und Sicherheit berufen, wo ein beſonderes Geſetz beſondere

Verhältniſſe regele, wie es das r auf dem Gebiete
des Vereinsrechts thue. Und darüber, ob der Wirt ſein
Lokal hergebe oder nicht, habe die Ortspolizei-
behörde überhaupt nicht z befinden. Jm Termin
zur mündlichen Verhandlung lagen dem Ober-Verwaltungs-
gericht die Polizeiakten vor. Wie der Gericht sreferent
bemerkte, geht daraus nicht hervor, daß in den Verſamm-
lungen, die r m ſind in Ausſchreitungen
vorgekommen ſind. Ein einziger Ueberwachungsbericht vom
21. Januar 1901 befindet ſich dabei. Und in dieſer Verſammlung
ſcheine es, hob der referierende Herr Ober-Verwaltungsgerichts
rat lachend hervor, ſogar im Gegenteil zu ruhig herge-
gangen zu ſein, denn man habe darüber geklagt, daß eigent-
lich niemand da ſei. Vielleicht ſchreibt ſich der Amtsvor-
ſteher dieſe Feſtſtellungen neben ſeinen entgegengeſetzten Be
hauptungen in ſein Tagebuch. Der Berichterſtatter.)

Das e ber i v der Klageſtatt, hob den Beſchwerdebeſcheid des Merſeburger Regierungs
präſidenten auf und ſetzte die Verbotsverfügung des Polizei-
gewaltigen von Teuchern außer Kraft. Begründend wurde
ausgeführt:

Die meiſten Ausführungen des Klägers gingen fat l. Wenn
er ſich auf Artikel 29 der Verfaſſung berufe, ſo überſehe er,
daß Artikel 30 die Regelung des r und Vereins
rechts durch Geſetz, namentlich im Jntereſſe der öffentlichen
Sicherheit, vorſehe. Der Auffaſſung des Kammer-

erichts, wonach das Vereins und Verſammlungsweſen aus-fhließlich ſeine Regelung durch das Vereinsgeſetz er

fahren habe, könne das Ober-Verwaltungsgericht
ſich nicht anſchließen. Es nehme vielmehr an, daß Ver
ſammlungen auch ſonſt den allgemeinen Geſetzen
unterlägen und auch die überall in Preußen auf Grund
der Kabinettsordre von 1837 erlaſſenen Oberpräſidial und
Regierungsverordnungen über die äußereHeilighaltung
der Sonn- und Feiertage auf ſie Anwendung
fänden. Enthielte die fragliche Verordnung für die Pro-
vinz Sachſen vom 23. April 1896 für den Totenſonntag ein
Verſammlungsverbot, dann wäre nach der Auffaſſung des
Senats, die allerdings der des Kammergerichts widerſpreche,
die Verſammlung mit Recht verboten worden. Sie ent-
t jedoch eine ſolche Beſtimmung nicht; ohne eine ſolche

orſchrift hätte aber die Verſammlung mit Rückſicht auf die
Feier des dem Andenken der Verſtorbenen gewidmeten Tages
nicht verboten werden können. Wenn nun der Amts-
vorſteher und der Regierungspräſident ſich auf heftige Aus
einanderſetzungen in einer früheren Verſammlung beriefen, ſo
ſei das kein Grund zu einem Verbot. Ein Verbot aus
ſolchen Erwägungen verletze das Vereins- und Ver-
ſammlungsrecht, richte ſich gegen die Verſamm-
lungsfreiheit ſelber und ſei e Und daß
etwa Ruheſtörungen für den Totenſonntag zu befürchten ge
weſen wären, ſei nicht erſichtlich. Das Verbot ſei deshalb
außer Kraft zu ſetzen.

Durch dieſe Entſcheidung ſind zwar unſere Teucherner Partei
enoſſen zu ihrem Rechte gekommen, aber die Begründung iſtwenig grundſätzlich feſt, daß jeden Augenblick ſich dasſelbe

ereignen kann, daß nämlich irgend eine Ortspolizei aus Geſetzes
unkenntnis die Ausübung eines ſtaatsbürgerlichen Rechts un-
möglich macht. Ein erquicklicher Gedanke: Eine Behörde, deren
Beruf darin beſteht, die Geſetze genau zu kennen und ſelbſt zubeachten, verſtößt, ohne ſich opſſchmergen darüber zu machen,

e das Geſetz und bleibt un beſtraft. Paſſiert das je-
och einem „Unterthanen“, ſo wird er ohne Erbarmen ver-

knackt, denn „Unkenntnis des Geſetzes ſchützt nicht vor Strafe“.
Wer wollte da noch daran zweifeln, daß wir thatſächlich in
einem Rechtsſtaate leben

Bedeutſam iſt ferner an dem Urteile, daß in ihm wiederum
eine Entſcheidung des Kammergerichts nicht als zutreffend er
achtet wird. möchten wir ſchon wiſſen, wie der Laie
herausfinden ſoll, was eigentlich in einem Geſetze ſteht und
was nach ihm verboten iſt, wenn ger die beiden höchſten
Gerichte entgegengeſetzte Meinung darüber haben.

Wie lange wird wohl das Volk dieſen Zuſtand noch ruhig
ertragen

Der Konſumverein Giebichenſtein nahm in der geſtrigen
Generalverſammlung den Geſchäftsbericht entgegen. Die Zahl
der Aufſichtsräte wurde von 9 auf 6 verringert, der Anktag
auf Verſchmelzung mit dem Allgem. Konſumverein mit 42 gegen
36 Stimmen abgelehnt und ein anderer Antrag vertagt, weil
zuletzt nur noch 10 Mitglieder anweſend waren.
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